
 

  

S 8 RJ 1986/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 RJ 1986/01
Datum 14.10.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 4693/03
Datum 12.10.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Klage gegen den Bescheid
vom 08. MÃ¤rz 2004 wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit, und
zwar die GewÃ¤hrung von Dauerrente anstatt der gewÃ¤hrten Zeitrente.

Der am 10.10.1945 geborene KlÃ¤ger, Grieche, war ohne erlernten Beruf in der
Bundesrepublik Deutschland bis zum Unfall als Bauhelfer beschÃ¤ftigt.

Sein am 13.06.2000 bei der Beklagten gestellter Rentenantrag wurde nach
Ã¤rztlicher Begutachtung mit Bescheid vom 20.11.2000 und mit
Widerspruchsbescheid vom 09.05.2001 abgelehnt.

Das deswegen am 06.06.2001 angerufene Sozialgericht Karlsruhe (SG) hat nach
Befragung der behandelnden Ã�rzte und des letzten Arbeitgebers ein
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orthopÃ¤disches Gutachten von Dr. J. vom 25.10.2002 und ein nervenÃ¤rztliches
Gutachten von Dr. W. vom 06.06.2003 eingeholt und durch Urteil vom 14.10.2003
die Beklagte unter "Aufhebung" der angefochtenen Bescheide verurteilt, dem
KlÃ¤ger Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit vom 01.06.2000 bis zum
31.05.2006 zu gewÃ¤hren. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. Die Rente sei
nicht als Dauerrente zu gewÃ¤hren. Bei einem halbschichtigen bis unter
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r alle Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes sei die Rente nur deshalb zu gewÃ¤hren, weil von der
Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarktes auszugehen sei. Es handle sich damit
um eine Arbeitsmarktrente, die sowohl nach altem, bis zum 31.12.2000 geltendem,
wie auch nach neuem Recht zu befristen sei.

Gegen dieses am 03.11.2003 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 24.11.2003
Berufung eingelegt. Er hat diese trotz mehrmaliger Aufforderung nicht begrÃ¼ndet.

Die Beklagte hat das Urteil mit Bescheid vom 08.03.2004 ausgefÃ¼hrt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 14. Oktober 2003 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 20. November 2000 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09. Mai 2001 und des Bescheides vom 08.
MÃ¤rz 2004 zu verurteilen, ihm anstelle der Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf
Zeit eine Dauerrente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und die Klage gegen den Bescheid vom 08. MÃ¤rz
2004 abzuweisen.

Sie hat die Akten vorgelegt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Gegenstand des Rechtsstreits im Berufungsverfahren ist lediglich die Frage, ob
dem KlÃ¤ger anstelle der zugesprochenen Zeitrente bis 31.05 2006 eine
Dauerrente zu gewÃ¤hren ist. GemÃ¤Ã� Â§ 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
Gegenstand des Verfahrens geworden ist der Bescheid vom 08.03.2004, denn
dieser kann bezÃ¼glich des Wegfallzeitpunktes nicht stehen bleiben, sollte die
Berufung Erfolg haben. Ã�ber diesen Bescheid entscheidet der Senat jedoch nicht
auf Berufung, sondern auf Klage. Dadurch sieht sich der Senat auch an einer
Entscheidung durch Beschluss gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 SGG gehindert.

Die Berufung ist zwar zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. Sie wird aus
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den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen. Der Senat nimmt auf die GrÃ¼nde der angefochtenen
Entscheidung Bezug und verzichtet auf eine eigene BegrÃ¼ndung (Â§ 153 Abs. 2
SGG). Aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung ist auch die Klage
gegen den Bescheid vom 08.03.2004 unbegrÃ¼ndet und abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 08.08.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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